„Streik ist nötig“
Die Arbeitgeber greifen die Unia frontal an. Und einige Mitarbeiter der Unia kritisieren die Gewerkschaft als Arbeitgeberin. Work konfrontierte die beiden Unia-Co-Präsidenten Vasco Pedrina und Renzo Ambrosetti mit den wichtigsten Vorwürfen. 
Die eine Salve von Vorwürfen feuern die Arbeitgeber ab. So zum Beispiel Arbeitgeberpräsident Rudolf Stämpfli. Der Anlass: der Streik im Buntmetallwerke Boillat in Reconvilier. Der Tenor: Die Unia ist für die Patrons keine verlässliche Sozialpartnerin mehr, weil sie illegal gestreikt und damit gegen die Verfassung verstossen hat. Eine ganz andere Art von Vorwürfen kommt von einigen Unia-Mitarbeitenden selber. Anonymerweise kritsieren sie die Unia als Arbeitgeberin. Der Anlass: Reorganisation und Stellenabbau bei der Unia. Der Tenor dieser Vorwürfe: Die Grossgewerkschaft springe mit ihren Leuten nicht besser um als jene Betriebe, gegen die sie sonst ankämpfe. Und: Eineinhalb Jahre nach der Fusion bestünde immer noch ein tiefer Graben zwischen den ehemaligen Fusionspartnerinnen GBI und SMUV. Jetzt nehmen die Unia-Co-Präsidenten Vasco Pedrina und Renzo Ambrosetti zu den Vorwürfen Stellung.

Die Vorwürfe der Arbeitgeber:

Vorwurf: Die Unia zettelt Streiks an, nur um medial jene Aufmerksamkeit zu haben, die sie für ihre Mitgliederwerbung braucht.
Das ist eine absurde Vorstellung. Mit Streiks gewinnt man wenig Mitglieder. Streiks kosten die Streikenden und die Gewerkschaft viel Geld, Zeit und Kraft. Und Streiks sind für alle Beteiligten ein Risiko. Drum: Ein Streik zu Werbezwecken, das ist für die Unia kein Thema. Seit ihrer Gründung Anfang 2005 hat die Unia neben Reconvilier sechs lokale Streiks unterstützt – jeder einzelne war ein Akt der Notwehr gegen Abbaupläne und wortbrüchige, arrogante Patrons. Wenn die Arbeitgeber weniger Streiks wollen, dann müssen sie den sozialen Ausgleich akzeptieren und die Angestellten mit Respekt behandeln.
Vorwurf: Die Unia hat in Reconvilier einen illegalen Streik unterstützt. Dies, weil der Streik keine Sache betraf, die in einem Gesamtarbeitsvertrag geregelt werden könnte.
Das ist eine Erfindung. Das Streikrecht ist in der Verfassung verankert. Als letztes Mittel ist Streik zulässig. Und zwar zu allen Themen, die zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern kollektiv geregelt werden. Es wäre ja absurd, wenn Arbeitnehmende zwar für den Teuerungsausgleich streiken dürfen, nicht aber gegen «strategische Unternehmensentscheidungen », die, wie im Fall von Reconvilier, eine schleichende Schliessung des Werkes bedeuten. Es stimmt: Der Gesamtarbeitsvertrag der Maschinenindustrie sieht den Arbeitsfrieden vor. Doch wenn Arbeitgeber vertragliche Abmachungen brechen, bleibt für die Beschäftigten als letztes Mittel eben der Streik. In Reconvilier haben die Arbeitgeber vertragliche Abmachungen gebrochen, das hat sogar die Berner SVP-Regierungsrätin Elisabeth Zölch bestätigt.
Vorwurf: Die Unia ist keine glaubwürdige Vertragspartnerin mehr.
Die Unia betreut zwei Drittel aller Gesamtarbeitsverträge, das sind 500 an der Zahl. Diese regeln die Arbeitsbedingungen von fast einer Million Beschäftigten. Die allermeisten Konflikte löst die Unia am Verhandlungstisch. Wenn die Arbeitgeber nun damit drohen, sie würden mit der Unia keine Verträge mehr abschliessen, dann heizen sie nur den Klassenkampf von oben an. Die Folge davon wären mehr und sicher nicht weniger Streiks. Ein Glaubwürdigkeitsproblem haben allerdings einige Arbeitgeberverbände. Ihr Einfluss auf schwarze Schafe wie Swissmetal-Chef Martin Hellweg ist offenbar gering. Das zeigt das Beispiel Reconvilier sehr schön. Was haben die Angestellten von der Friedenspflicht, wenn Arbeitgeberverbände nicht in der Lage sind, solche Leute in die Schranken zu weisen? Oder noch schlimmer: Wenn die Arbeitgeberverbände selber ihre vertraglichen Verpflichtungen brechen? So geschehen vor dem grossen Baustreik vor drei Jahren. Dann ist Streik nötig.

Die Vorwürfe von Unia-Mitarbeitern
Vorwurf: In der Unia, speziell in der Region Ostschweiz- Graubünden, rumort es: Die Rede ist von rabiat-bissigem Führungsstil; von einem Klima der Angst; von sträflicher Vernachlässigung sowohl der Finanzkontrolle als auch der Mitgliederbetreuung.
Zweifellos ist der Stellenabbau für die gesamte Unia vorübergehend eine Belastung. Doch der Grossteil unserer Mitglieder und des Personals sieht die Notwendigkeit der beschlossenen Massnahmen. In der Region Ostschweiz- Graubünden gibt es verschiedene Sektionen: Graubünden steht bezüglich Mitgliederentwicklung und gewerkschaftliche Aktivitäten gesamtschweizerisch gut da. In den Sektionen St. Gallen und Rheintal-Appenzell gab es tatsächlich Führungsprobleme, Altlasten aus den Vorgängerorganisationen und erhebliche Verluste bei den Mitgliedern sowie in der Rechnung. Die Zusammenlegung und Neuordnung dieser Sektionen wurde unumgänglich. Bei den betroffenen Mitarbeitenden führt dies nun zu Kritik. Teilweise wird auch unter der Gürtellinie ausgeteilt. Aber wir können die Probleme nur mit den von den regionalen Leitungsgremien beschlossenen Massnahmen lösen. Nur so können Mitgliederentwicklung und Mitgliederbetreuung in diesen Sektionen wieder verbessert werden.
Vorwurf: Wenn in Reconvilier der Präsident der Angestelltenkommission entlassen wird, steigt die Unia auf die Barrikaden. Selber jedoch entlässt sie die Co-Präsidentin der Personalkommission der Region Zürich-Schaffhausen.
Es gibt einen wesentlichen Unterschied: Nicolas Wuillemin wurde erklärtermassen wegen seiner Funktion als Präsident der Angestelltenkommission der Boillat entlassen. In seiner Funktion hat er sich im Streik exponiert. Eine solche Entlassung ist missbräuchlich. Die Co-Präsidentin der Unia-Personalkommission Zürich- Schaffhausen hingegen wurde entlassen, weil die betreffende Sektion zu viele Stellen im Verhältnis zur Anzahl Mitglieder hat und weil für sie keine Alternative gefunden werden konnte. Zu keinem Zeitpunkt stand ihre Arbeit als Co-Präsidentin der Personalkommission zur Diskussion.
Vorwurf: Die Unia hat die Fusion noch nicht vollzogen, es dominieren die alten Machtkämpfe zwischen ehemaligen GBI-lern und ehemaligen SMUV-lern.
Der Stellenabbau verunsichert. Es ist nachvollziehbar, dass da althergebrachte Verbindungen und Erklärungsmuster vorübergehend an Bedeutung gewinnen. Schliesslich hatten SMUV, GBI und VHTL je starke, eigene Identitäten, die nicht von einem Tag auf den anderen ganz verschwinden. Kommt hinzu, dass aus pragmatischen Gründen die Führungsverantwortung in den Branchen und Sektoren weiterhin stark von der Verbandsgeschichte geprägt wird. Im Hintergrund arbeiten wir aber immer mehr mit Projektteams, in denen ehemalige Mitglieder von SMUV, GBI und VHTL gemeinsam arbeiten. Künftig werden wir diese Zusammenarbeit auch gegen aussen besser sichtbar machen. Aber insgesamt gibt es nur wenig interne Konflikte entlang den alten Organisationsgrenzen. Nur darum haben wir bereits im ersten Jahr seit Bestehen der Unia einen so starken und geschlossenen Auftritt gehabt und einige wichtige Erfolge erzielt. «Einheit in der Vielfalt» wird auch zukünftig unsere Devise sein. Wir sind auf gutem Weg, unsere neue, gemeinsame Unia-Geschichte zu schreiben.
Marie-Josée Kuhn.
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